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Reisen mit Respekt

Reisen bedeutet Begegnung: 
Begegnung mit Menschen, mit 
anderen Kulturen, mit Naturschön­
heiten und Kulturattraktionen. Der 
Tourismus trägt aber auch vieler­
orts zu Umweltproblemen und 
sozialen Konflikten bei. Verkehrs­
staus, überfüllte Städte und Strände, 
Warteschlangen vor Sehenswür­
digkeiten, verkitschte kulturelle 
Identität, genervte Einheimische – 
das ist vielerorts der touristische 
Alltag. Dabei hätte der Tourismus 
durchaus das Potenzial, zu einer 
nachhaltigen Entwicklung der Welt 
beizutragen.

Der Tourismus wird auch in der 
„Agenda 2030 für Nachhaltige Ent­
wicklung“ dezidiert genannt, jenem 
Programm der Vereinten Nationen, das 
17 Ziele für eine wirtschaftlich, öko­
logisch und sozial nachhaltige Ent­
wicklung der Welt vorgibt. Während 
eine auf rein wirtschaftliche Kriterien 
fokussierte Tourismusentwicklung, 
wie sie in der Realität leider nach 
wie vor die Oberhand hat, der Errei­
chung der nachhaltigen Entwicklungs­
ziele zuwiderläuft, kann ein nachhal­
tiger Tourismus, der auch soziale und 
ökologische Kriterien ernst nimmt, die 
Erreichung etlicher Ziele der „Agenda 
2030“ unterstützen.

Was aber bedeutet „nachhaltiger 
Tourismus“? Gemeint ist ein Tou­
rismus, der fair bleibt gegenüber der 

verkehr. Die Zahl der Flugreisen 
steigt jedes Jahr an, 2018 wurden 
weltweit 1,4 Milliarden internati­
onale Ankünfte gezählt. Das ent­
spricht einer Steigerung von sechs 
Prozent gegenüber dem Vorjahr. 
Der Flugverkehr trägt mit minde­
stens fünf Prozent zur menschen­
gemachten Erderwärmung bei, 
obwohl nur zwei Prozent der Welt­
bevölkerung aktiv am Flugverkehr 
teilnehmen. Zudem sind die Fol­
gen des Klimawandels ungerecht 
und ungleich verteilt: Menschen 
in Ländern des globalen Südens 

sind durch Naturkatastrophen wie Dür­
ren und Überschwemmungen viel stär­
ker betroffen, obwohl sie selbst ver­
hältnismäßig wenig zu den Ursachen 
beitragen. 

Der internationale Flugverkehr hat 
zudem nach wie vor das Privileg, von 
den weltweiten Klimaverträgen aus­
genommen und von Treibstoffsteuern 
befreit zu sein. Bahnreisen in Europa 
sind oft teurer als Flüge. Damit sind 
wir von einer Kostenwahrheit weit ent­
fernt. Im Gegenteil, klimaschädliche 
Mobilitätsarten werden damit sogar 
gefördert. Ähnlich verhält es sich mit 
der boomenden Kreuzschifffahrt. Viele 
Schiffe werden mit Schweröl betrie­
ben, weil es billig und noch immer 
erlaubt ist. 

Auf der anderen Seite ist der Touris­
mus für viele Destinationen, gerade 

Natur und Umwelt sowie den Gast­
geberInnen, der der lokalen Bevölke­
rung wirtschaftliche Chancen eröff­
net und die natürlichen Ressourcen 
schont. Fairness, Zukunftsorientie­
rung und Verantwortung gegenüber der 
Umwelt und den Menschen sind seine 
Standbeine. Bei „Ökourlaub“ denken 
viele noch immer an Verzicht, doch das 
Gegenteil ist der Fall: Einen nachhal­
tigen Urlaub zeichnet aus, was touris­
tische Angebote attraktiv und erfolg­
reich macht: hohe Qualität und ein 
authentisches Erleben von Natur und 
Kultur, Erholung, Stärkung der Regi­
onen, qualifizierte und zufriedene 
MitarbeiterInnen.

Darf ich noch fliegen?

Tourismus ist ohne Verkehr nicht mög­
lich. Der Verkehr ist aber auch sein 
Hauptproblem, insbesondere der Flug­

Die Klimaproteste rücken unser Konsumverhalten stärker ins Bewusstsein – auch das Thema (Flug-)Reisen.  
Nachhaltiger Tourismus ist aber mehr als Klimaschutz.

Von Cornelia Kühhas



Reisen mit Respekt

dem „Roundtable Menschenrechte im 
Tourismus“ (www.humanrights-in-tou-
rism.net) beigetreten sind. Sie haben 
sich verpflichtet, Menschenrechtsstan­
dards in ihren Geschäftsprozessen zu 
verankern, sowie KundInnen, Partner­
unternehmen und MitarbeiterInnen für 
die Einhaltung der Menschenrechte zu 
sensibilisieren. 

Auch als Reisende/r selbst kann man 
seinen Teil zu einem fairen Miteinan­
der beitragen. Indem man den Men­
schen auf Augenhöhe begegnet, sich 
vorab über ihre Kultur, ihre Lebens­
gewohnheiten und Umgangsformen 
informiert und mit offenen Augen und 
Ohren reist, zeigt man Interesse und 
Respekt gegenüber dem Urlaubsland 
und seinen BewohnerInnen. 

Tourismus auf Augenhöhe

Damit touristische Projekte und Pro­
dukte auch langfristig erfolgreich sind, 
ist es wesentlich, dass die betroffene 
lokale Bevölkerung in den Destinati­
onen partnerschaftlich und aktiv ein­
gebunden ist und mitbestimmt. Die 
wirtschaftlichen und sozialen Vorteile 
müssen gerecht verteilt werden und 
auch weiten Bevölkerungsteilen zu 
Gute kommen. Das Ziel muss sein, die 
Lebensqualität und den Wohlstand der 
Menschen vor Ort zu steigern und zur 
sozialen Gerechtigkeit beizutragen. 

Denn wenn das Gegenteil der Fall 
ist und sich die Einheimischen von den 
Touristenmassen überrollt fühlen und 
das Gefühl haben, aus ihren Städten 
und Dörfern gedrängt zu werden, sind 
Gäste nicht mehr willkommen – die 
lokale Bevölkerung geht sogar gegen 
sie auf die Barrikaden, wie wir das in 
den letzten Jahren in manchen Städten 
bereits erlebt haben. Dafür gibt es ein 
neues Schlagwort: „Overtourism“. 

Die Gründe für diese Entwicklung 
sind vielschichtig. Hier spielen auch 
fehlende Planung und unzureichendes 
Management, sowie fehlende Parti­
zipationsmöglichkeiten der Bevölke­
rung bei der Tourismusentwicklung 
eine Rolle. Eine Ursache liegt aber 

auch im globalen Süden, ein wichtiges 
Standbein. Ohne (Flug-)TouristInnen 
aus Europa, den USA oder Asien würde 
der touristische Sektor leiden. Die 
Lösung liegt im bewussteren Reisen. 
Muss es ein Kurztrip mit dem Flug­
zeug nach Barcelona sein, ein Wochen­
ende zum Shoppen in New York, ein 
paar Tage Badeurlaub auf Kuba? 
Wäre es nicht angenehmer und erhol­
samer, einen längeren Urlaub zu neh­
men, Zeit zu haben für Begegnungen 
mit der lokalen Bevölkerung, Zeit zum 
Eintauchen in die Kultur und Natur­
schönheiten der Destination und auch 
abseits der abgetretenen touristischen 
Trampelpfade das Land zu erkunden? 
Und wenn man einer längeren Reise 
anstatt vieler kurzer Wochenendtrips 
den Vorzug gibt, fallen auch wesentlich 
weniger Treibhausgasemissionen für 
die Anreise an.

Fairer Tourismus – Gewinn für alle

Der Tourismus hat zudem das Poten­
zial, periphere Regionen wirtschaft­
lich zu stärken und damit der einhei­
mischen Bevölkerung eine Perspektive 
und Lebensgrundlage zu bieten. Der 
Tourismus kann auch den sozialen Aus­
gleich zwischen Stadt und Land, zwi­
schen Nord und Süd fördern und somit 
nicht zuletzt zur kulturellen Verstän­
digung beitragen. Vorausgesetzt, der 
Tourismus baut auf den lokalen und 
regionalen naturräumlichen, kultu­
rellen und wirtschaftlichen Strukturen 
auf. 

In der Realität sieht es oft anders 
aus: Häufig kommt es zu Verletzungen 
der Menschenrechte, Angestellte und 
Mitarbeitende im Tourismus müssen 
unter schlechten Bedingungen arbeiten 
und werden ungerecht bezahlt, immer 
wieder werden vor allem Frauen und 
Kinder sexuell ausgebeutet. Hier ist 
die Reisewirtschaft gefordert. Immer 
mehr Tourismusunternehmen stel­
len sich ihrer sozialen Verantwortung, 
so wie bislang 14 Reiseveranstalter 
und die Reiseverbände Österreichs, 
Deutschlands und der Schweiz, die 

auch in unserem Konsumverhalten. 
Urlaub wird mehr und mehr zum all­
täglichen Konsumgut, der Trend geht 
hin zu Kurzurlauben, Reiseziele auf 
unserer Liste werden einfach schnell 
„abgehakt“ und sind nur noch Foto­
kulisse für Postings auf Instagram 
und Snapchat. Die boomende Sha­
ring Economy befeuert den Overtou­
rism in beliebten Städten zusätzlich. 
Denn mit den Privatwohnungen, die 
über Plattformen wie Airbnb an Touris­
tInnen vermietet werden, steigen die 
Bettenkapazitäten – bislang noch meist 
unkontrolliert, da für sie im Gegensatz 
zu Hotels und anderen Beherbergungs­
betrieben vielerorts gesetzliche Vor­
gaben und Rahmenbedingungen wie 
eine Steuer- und Abgabenpflicht (noch) 
nicht gelten.

Damit ein nachhaltiger, zukunfts­
weisender Tourismus zum Main­
stream wird, müssen entsprechende 
Rahmenbedingungen für alle Akteu­
rInnen geschaffen und Wettbewerbs­
verzerrungen, wie sie aktuell existie­
ren, aufgelöst werden. Dies wird nur 
mit verpflichtenden Vorgaben, Stan­
dards und Gesetzen gehen. Letztend­
lich sind alle AkteurInnen im Touris­
mus – die Tourismuswirtschaft und die 
Reisenden genauso wie die Politike­
rInnen – gefordert, ihren Beitrag zu 
leisten, dass sich das Blatt im Touris­
mus wendet, hin zu einem Tourismus, 
von dem alle Beteiligten profitieren 
und der die Natur und Ressourcen best­
möglich schont.

DIin Cornelia Kühhas 
Naturfreunde Internationale – respect
www.tourismus.nf-int.org
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Fortsetzung von Seite 1

Broschüre  „Reisen mit Respekt – Tipps für 
faires Reisen“ 
www.nf-int.org/reisen-mit-respekt

„Wegweiser durch den Labeldschungel im 
Tourismus” www.nf-int.org/labelguide

„Reisen für eine bessere Welt?“ – aktuelle 
Kampagne der Naturfreunde Internatio-
nale | www.facebook.com/nfint.org  
#travellingfair



Arbeiten, wo andere Urlaub machen?

Rund 283.154 Menschen arbeiteten 
2018 in Österreich in der Sparte Tou­
rismus und Freizeitwirtschaft. 214.464 
dieser Beschäftigten waren direkt in 
der Gastronomie und Hotellerie tätig – 
mehr als ein Viertel davon geringfügig 
und mehr als 40 % in Teilzeit. Die Zahl 
der Lehrlinge in dieser Sparte sinkt: 
von 16.232 im Jahr 1980 auf 9.048 im 
Jahr 2018. Und auch 27 % aller Kellne­
rInnen wollen den Beruf wechseln.

Doch warum wollen immer weni­
ger in einer Branche arbeiten, die damit 
wirbt, dass andere dort Urlaub machen? 
„Wirtesterben wegen Personalmangel“ 
– eine Schlagzeile, die man in letzter 
Zeit häufig liest. Doch woran liegt es? 
Die Gastronomie habe ein Imagepro­
blem, liest man ebenso häufig. Betrach­
tet man die Erkenntnisse des österrei­
chischen Arbeitsklimaindex, verhärtet 
sich der Verdacht, dass das Problem 
mit dem Image von den tatsächlichen 
schlechten Arbeitsbedingungen her­
rührt, die nicht wegzudiskutieren sind.

Fordernde Arbeitsbedingungen – 
physisch und psychisch

Jeweils fast ein Viertel der Arbeitneh­
merInnen in der Gastronomie fühlt sich 
stark durch ständigen Arbeitsdruck 
ohne Verschnaufpausen und durch 
permanenten Zeitdruck belastet. Auf 
KöchInnen trifft das in besonderem 
Maße zu: 28 % sind durch Zeitdruck 
stark belastet, 26 % durch ständigen 
Arbeitsdruck, hinzu kommen ständige 
Wechsel von Arbeitsabläufen (12 %), 
Unfall- und Verletzungsgefahr sowie 
schlechte Gesundheitsbedingungen.

Nach wie vor herrscht in vielen 
Betrieben der Leitsatz: „Der Gast ist 
König“ - und soll auch so behan­
delt werden. Psychische Belastungen 
bei Beschäftigten mit KundInnenkon­
takt resultieren oftmals daraus, dass 
es notwendig ist, sich auf die Bedürf­
nisse des Gegenübers einzustellen und 

die eigenen Emotionen zurückzustel­
len. Besonders belastend ist dies 
dann, wenn Beschäftigte herablassend 
behandelt werden bzw. mit Übergrif­
fen konfrontiert sind. Laut der Ergeb­
nisse der ESENER-2-Studie, einer 
europaweiten Unternehmensbefra­
gung der EU-OSHA (Europäische 
Agentur für Sicherheit und Gesund­
heitsschutz am Arbeitsplatz), ist der 
Umgang mit schwierigen KundInnen, 
in der Branche „Gastgewerbe/Beher­
bergung und Erholung“ in 62 % der 
befragten Betriebe der am häufigsten 
berichtete Risikofaktor. Fragt man 
die Beschäftigten allerdings, was ihr 
ursprünglicher Beweggrund war, in 
dieser Branche zu arbeiten, wird häu­
fig vom Wunsch und der Freude am 
Arbeitsplatz in Kontakt mit Menschen 
zu sein, berichtet. Die Gesundheit und 
Arbeitszufriedenheit der Beschäftigten 
in diesem Bereich liegt somit auch in 
der Verantwortung der Gäste.

 Nicht nur arbeiten wo – sondern 
auch wann andere ihre Freizeit genie­
ßen: Die Lage und die Verteilung der 
Arbeitszeit zählt ebenfalls zu den 
Belastungsfaktoren. Für die überwie­
gende Mehrheit der Gastronomiebe­
schäftigten gehört Wochenendarbeit 
zur Normalität, ein Viertel muss häufig 
nachts arbeiten. Darunter leidet die Ver­
einbarkeit von Berufstätigkeit und Pri­
vatleben: Nur 71 % der Gastronomie­
beschäftigten bezeichnen diese als gut, 
unter sonstigen Beschäftigten sind es 
83 %. Vor allem KellnerInnen bewerten 
zu rund einem Drittel die Vereinbarkeit 
nur als mittel bis schlecht. Für Eltern ist 
die Arbeit in der Gastronomie oft nur 
schwer mit ihren Kinderbetreuungs­
pflichten vereinbar. 36 % der Gastro­
nomiebeschäftigten mit Kindern im 
Haushalt bewerten die Vereinbarkeit 
als mittel bis schlecht.Vor allem auch 
die saisonal schwankende Beschäfti­
gung bringt Probleme mit sich. 14 % 

der Beschäftigten im Gastronomiesek­
tor war in den letzten zwölf Mona­
ten arbeitslos. Rund ein Viertel kämpft 
sich mit unregelmäßigem Einkommen 
durch. Nur 31 % können gut von ihrem 
Lohn leben und beinahe ein Drittel ist 
mit der sozialen Absicherung unzu­
frieden. 

Umdenken nötig

Wenig verwunderlich also, dass insbe­
sondere KellnerInnen ihren Job oft­
mals nur als Übergangslösung sehen 
und 27 % von ihnen in einen anderen 
Job wechseln wollen. Der Durchschnitt 
aller Berufsgruppen liegt im Vergleich 
bei nur 9 %. Weitere 26 % der Kell­
nerInnen möchten zumindest den/die 
ArbeitgeberIn wechseln. 44 % geben 
an, dass sie befürchten, ihren Job in der 
Gastronomie nicht bis zur Pension aus­
üben zu können. Diese Erkenntnisse 
zeigen: Das schlechte Image der Gastro­
nomie ist zumeist hausgemacht. Belas­
tende Arbeitsbedingungen, überlange 
Arbeitszeiten und schlechte Entloh­
nung stellen kaum Anreize dar, im Gast­
gewerbe zu bleiben oder eine Beschäfti­
gung im Gastronomiebereich aufzuneh­
men. Auch in dem im Juni 2019 erschie­
nenen Schwarzbuch der Arbeiterkam­
mer Oberösterreich ist die Gastronomie 
mit 1.503 Fällen jene Branche, in denen 
der Bedarf an Rechtsvertretung durch 
die Arbeiterkammer am größten war. 

Ein Umdenken der GastronomInnen, 
was die Verbesserung der Arbeitsbe­
dingungen angeht, aber auch bei den 
Themen Planbarkeit und Vereinbar­
keit wäre also dringend nötig. Nur so 
kann die Arbeitszufriedenheit und die 
Gesundheit der Beschäftigten geschützt 
und gestärkt und somit auch die Attrak­
tivität dieser Branche wiederherge­
stellt werden. Auch wir Gäste dürfen 
bei unserem nächsten Gastgartenbe­
such gerne noch ein bisschen freund­
licher sein.
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Fordernde Arbeitsbedingungen, Zeitdruck, schlechte Planbarkeit und 
Vereinbarkeit von Beruf und Familie – die Belastungen in der Gastrono-
mie – eine Branche auf dem Prüfstand.

Sophie Hötzinger, MSc
Referentin in der Abteilung Arbeits- 
bedingungen in der AK Oberösterreich



Das Ibiza-Video führt vor Augen, 
was viele vermutet haben: knallhart, 
bestechlich und nur auf den eigenen 
Vorteil (der Partei) achtend wird im 
Gespräch verfügt über öffentliche 
Geldmittel, Massenmedien, gewo­
gene Berichterstattung. Demokratie 
braucht Machtbegrenzung und Trans­
parenz. Und in Österreich eine red­
lichere öffentliche Moral. 

Was ist korrupt: der Anruf beim Hof­
rat, eine Subvention „beschleunigen“ 
zu wollen? Die Anfrage an einen Lan­
desrat, Ministerialrat oder Bürgermei­
ster: „Lieber Freund, Bundesbruder, 
Sportlerkollege – könntest Du für mich 
beim Herrn Minister ein gutes Wort 
einlegen …“, oder: „Sei mir ned bös 
– ich bräucht eine Kleinigkeit …“. 
Oder: „Könntet Ihr Eure Ausschrei­
bung umformulieren? Ich schick Dir 
die Unterlagen – bitte redest Du mit 
dem Herrn Bürgermeister, Abteilungs­
leiter, und grüß ihn schön von mir.“ All 
das ist oft nicht juristisch anklagbar, 
nicht beweisbar. 

Wo ist die Grenze von Freund­
schaft? Großzügige Inseratenwerbung 
der Regierung? Teure Broschüren zum 
„EU-Ratsvorsitz“, üppig subventio­
nierte „Kurz-Feste“ - alles auf Staats­
kosten. Oder: riesige Wahlplakate auf 
den Feldern reicher Bauern: Werbung 
kurz vor Wahlen, im ganzen Land. 
Angemietete Werbeflächen würden das 
Wahlkampfbudget um Millionen erhö­
hen, aber werden da Mieten verrech­
net? Man ist Parteimitglied, bekommt 
Förderungen der Bauernkammer. Ist 
das verboten? Ich darf doch auch auf 
meinem Haus kostenlos ein Werbepla­
kat anbringen! Ein kleiner Vorteil für 
jene Parteien, die fast alle Grundbe­
sitzenden zu ihren FreundInnen zählen.

„Vorzugsstimmenwahlkämpfe“ mit 
satten Spendentöpfen: angeblich geht 
es nur um Personen. Wie viele Millio­
nen hatte Sebastian Kurz für die Wahl­
kampagne 2017 von reichen Spen­

derInnen gesammelt, die sich dafür 
Steuervorteile erhofften? Alle Partei­
spenden sollten veröffentlicht werden! 
Dann wissen WählerInnen, wer ihre 
Partei sponsert und wem sie dient.

 Jörg Haider und Heinz Christian 
Strache haben es auf die Spitze getrie­
ben. Geschäfte der Koalition 2000 bis 
2006 beschäftigen Gerichte und Unter­
suchungsausschüsse noch bis heute. 
19 Mrd. Euro Schulden aus Kärnt­
ner Spekulationen kosten uns mehr 
als sämtliche Pensionsreformen und 
Steuerreformen zusammengerechnet. 
Und dennoch heißt das Problem nicht 
einfach FPÖ! Neos und Grüne sind 
nicht gefeit, haben aber nicht die 
Machtpositionen. Traditionsparteien 
wie ÖVP und SPÖ mit viel Einfluss in 
Medien, Kammern, Industriellenverei­
nigung, Seniorenverbänden, Kranken­
kassen etc. können indirekt ihren Dank 
bei Personen und Redaktionen aus­
drücken. 

Demokratie braucht Moral

Das erklärt vielleicht den Neid von 
FPÖ-FunktionärInnen, wenn sie „end­
lich an der Macht“ sind. In der Regie­
rung erkennen sie, dass das – legal 
und unbemerkt – gar nicht so leicht ist. 
Daher suchen sie nach Kanälen, um mit 
den großen Parteien gleichzuziehen. 
Obwohl es nur ca. 3.000 „schlagende“ 
Burschenschafter gibt (davon viele in 
Pension), erhalten sie seit 2018 gehäuft 
öffentliche Aufträge, Gutachten, Auf­
sichtsratssitze. 

Die abgewählte Bundesregierung 
stiftete bewusst Verwirrung in Fragen 
des Anstandes, der Sitten: hilfsbereite 
Menschen wurden als „Gutmenschen“ 
beschimpft. Gut = schlecht + schlecht 
= gut, also seien alle Aussagen, was 
gut, anständig, ethisch ist: Unsinn. 
Man dürfe alles tun, was das Strafrecht 
nicht verbietet, sagte Sebastian Kurz. 
Und dieses kann man, wie Berlusconi 
zeigte, mit einfacher Mehrheit abän­

dern. Nein: das Strafrecht reicht nicht, 
eine Demokratie braucht Bewusstsein, 
was ethisch zulässig ist und was nicht. 
Nicht jeder rassistische Witz, nicht jede 
Bevorzugung, jeder Machtmissbrauch 
kann zu einer Geld- oder Haftstrafe 
führen. Aber zu öffentlicher Empörung 
und im besten Fall zu einer aufrichtigen 
Entschuldigung sollte er doch führen. 

Die Rolle der Medien

Für ethisches Bewusstsein brau­
chen wir Massenmedien, die Korrup­
tion öffentlich machen und selbst 
nicht käuflich sind. Ungarn hat solche 
Medien ausgeschaltet. Gefahr für die 
Demokratie geht nicht nur von rechten 
Wort-Entgleisungen aus, sondern auch 
von der „Message-Control“: die Regie­
rung möchte über ihre legitime Macht 
hinaus bestimmen, was das Volk erfah­
ren und diskutieren darf oder kann. 
Kritik soll mundtot gemacht, erstickt 
werden. Dazu „hält“ und hätschelt man 
Boulevardmedien und Facebook-Com­
munities. Oder wie Trump: Twitter. 
Dort verleumdet man die Caritas, enga­
gierte BürgerInnen, kritische Journa­
listInnen oder politische GegnerInnen.

Transparenz bedeutet: Niemand 
darf so viel Medienmacht in die Hand 
bekommen, dass er praktisch nicht 
abwählbar ist. Wer auf Facebook 
Millionen manipuliert, das Fernsehen 
„privat besitzt“ (Silvio Berlusconi) 
oder durch politisch Beauftragte das 
Fernsehprogramm reguliert, hat einen 
demokratiegefährdenden Machtvor­
teil. Andere Ansichten oder Kritik kön­
nen sich nicht artikulieren.

„Die“ ÖsterreicherInnen „sind nicht 
so“. Viele (auch PolitikerInnen!) sind 
aufmerksam, fair, sozial, sie wollen 
nicht, dass Vetternwirtschaft betrie­
ben wird, dass PolizistInnenen prü­
geln oder Verfassung und Menschen­
rechte ausgehebelt werden. Wenn sie 
das nicht lautstark fordern, kann es 
dennoch passieren. 

Politik und Moral vereinbaren
Machtmissbrauch, Korruption, Millionen-Spenden. Wie steht es um die 
österreichische Politik – was bräuchte eine funktionierende Demokratie?

DDr. Severin Renoldner, Pädagogische 
Hochschule der Diözese Linz
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Wohnen für alle in Oberösterreich!?

aussagekräftige jährliche Statistik zur 
Wohnungslosigkeit in Österreich zu 
erhalten. 

Die BAWO hat 2018 ein Positions­
papier „Wohnen für alle. Leistbar. 
Dauerhaft. Inklusiv.“ veröffentlicht. 
Der Fokus liegt dabei auf Menschen 
mit niedrigerem Einkommen. Gefor­
dert wird eine Stärkung des Mietwoh­
nungssegments, eine Reform des Miet­
rechts mit einer Stärkung der Rechte 
der MieterInnen, die Förderung der 
Nutzung leerstehender Wohnungen, 
die Verbesserung des Zugangs zu 
geförderten Wohnungen, das Nutzen 
der Raumordnung für leistbares Woh­
nen und Maßnahmen für Existenzsi­
chernde Einkommen. Um „Wohnen 
für alle“ zu erreichen braucht es also 
ein Bündel von Maßnahmen auf allen 
Ebenen: Gemeinden (Raumordnung 
– Widmungen für geförderten Wohn­
bau, Baulandsicherungsverträge), Län­
der (Wohnbauförderung, energetische 
Standards, sozialpolitische Maßnah­
men wie z.B. Delogierungsprävention. 
und Gemeinwesenarbeit), Bund (Miet­
recht, Wohnungsgemeinnützigkeits- 
gesetz, Steuerrecht, Förderung thermi­
sche Sanierungen). Gefordert ist eine 
stärkere Verzahnung von Wohnbau-, 
Sozial-, Umwelt-, und Steuerpolitik.

Forderung:  „Wohnen für Alle“

Eine zentrale Rolle bei „Woh­
nen für Alle“ spielt der Gemeinnüt­
zige Wohnbau. Die Teuerungsraten 
sind hier deutlich geringer als im pri­
vaten Sektor (30 % gegenüber 38 % 
zwischen 2009 und 2018). In Ober­
österreich liegt der durchschnittliche 
Quadratmeterpreis bei den Wohnkos­
ten (Miete und Betriebskosten) bei den 
Gemeinnützigen bei 7,10 Euro und 
im privaten Bereich bei 8 Euro. Am 
günstigsten wohnt man nach wie vor 
im „Gemeindebau“ (5,80 Euro). Dieser 
Sektor ist aber im Unterschied zu Wien 

in Oberösterreich sehr klein. 
Besonders wichtig für Menschen 

mit geringem Einkommen ist der 
Zugang zur Objektförderung (Geför­
derter Wohnbau) und Subjektförderung 
(Wohnbeihilfe). Das Land Oberöster­
reich hat diesen Zugang in den letz­
ten Jahren, insbesondere für Personen 
aus Drittstaaten massiv erschwert 
(Anspruch nach 5 Jahren und Nachweis 
von 54 Monaten steuerpflichtigem Ein­
kommen sowie Deutschkenntnissen). 
Aufgrund dieser Restriktion hat sich 
die Summe der ausgezahlten Wohnbei­
hilfen 2018 im Vergleich zu 2010 um 
ein Drittel (30 Mio. Euro) verringert. 
Die KlientInnenzahlen steigen, weil 
sich immer mehr Menschen ihre Woh­
nung nicht mehr leisten können. 

Bevorzugung österreichischer 
StaatsbürgerInnen

Die „Drittstaatenregelung“ in der 
Objektförderung führt dazu, dass diese 
Menschen auf den privaten Wohnungs­
markt mit deutlich höheren Mietpreisen 
angewiesen sind. Auf der anderen Seite 
steigt der Leerstand im geförderten 
Wohnbau. Oberösterreich betreibt eine 
Wohnbaupolitik der Segregation. Diese 
widerspricht EU-Recht. Bei der Wohn­
beihilfe gab es bereits erfolgreiche Kla­
gen gegen das Land. Trotzdem findet 
sich die Bevorzugung österreichischer 
StaatsbürgerInnen auch im neuen Woh­
nungsgemeinnützigkeitsgesetz, das der 
Nationalrat mit den Stimmen von ÖVP, 
FPÖ und NEOS Ende Juni beschlos­
sen hat. Wie bei der „Sozialhilfe neu“ 
diente das Modell Oberösterreich als 
Vorlage für das Bundesgesetz. 

Gegen Zugangsbeschränkungen und 
für bezahlbares Wohnen setzt sich die 
Europäische Bürgerinitiative „Housing 
for all“ ein (housingforall.eu/at/).

Quellen: Statistik Austria. Land OÖ, 
BAWO. 

Die Mieten sind in den letzten Jahren 
viel stärker als die Einkommen gestie­
gen. Leistbares Wohnen ist nicht mehr 
nur Thema der Menschen mit sehr 
geringem Einkommen, sondern hat die 
sogenannte Mittelschicht erfasst. Men­
schen die keinen eigenen Wohnraum 
haben, finden dabei aber kaum Beach­
tung. 

In Oberösterreich werden woh­
nungslose Menschen von neun Trä­
gern der Wohnungslosenhilfe betreut. 
Flächendeckend gibt es das „Netzwerk 
Wohnungssicherung“, das verhindern 
soll, dass es bei Mietrückständen zu 
Delogierungen kommt. Notschlafstel­
len gibt es in Linz, Wels, Steyr und 
Vöcklabruck. Dazu kommen die Ange­
bote von Tageszentren, Streetwork, 
Übergangswohnungen, Wohnheime 
und mobile Wohnbetreuung. Insgesamt 
wurden von der Wohnungslosenhilfe 
knapp 7.000 Menschen beraten bzw. 
betreut: Wohnungssicherung: 2.484, 
Notschlafstellen: 794, Tageszentren: 
3.023 und Wohnen: 457 Personen. 

Nach den Ethos-Kriterien der „Euro­
pean Federation of National Organi­
sations Working with the Homeless“ 
ist Wohnungslosigkeit aber weiter zu 
fassen. Es betrifft auch Personen in 
vorübergehenden Unterkünften wie 
Frauenhäusern oder Quartieren für 
AsylwerberInnen und Menschen die 
aus Straf- oder Heilanstalten entlassen 
werden. Dazu kommen Menschen in 
ungesicherten Wohnverhältnissen wie 
temporären Unterkünften bei Freun­
dInnen und Bekannten bzw. in über­
füllten Räumen (Unterschreitung der 
Mindestquadratmeteranzahl pro Per­
son). Diese Kategorien werden derzeit 
in den offiziellen Wohnungslosensta­
tistiken nicht erfasst. In einem Projekt 
mit der Statistik Austria versucht die 
BAWO (Bundesarbeitsgemeinschaft 
Wohnungslosenhilfe) die Datenerhe­
bung zu verbessern, um künftig eine 

Immer mehr Menschen können sich das Wohnen nicht mehr leisten. Damit 
wird Wohnen zum Thema der politischen Auseinandersetzung.

Mag. Stefan Hindinger
Wohnungslosenhilfe Mosaik,  
Vöcklabruck
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Budapest ist eine Reise wert. Diese 
faszinierende Stadt an der Donau mit 
ihren beeindruckenden historischen 
Gebäuden und Brücken lernten wir von 
der gesellschaftlich politischen Seite 
kennen. Mit dem ökosozialen Reisean­
bieter WELTANSCHAUEN und dem 
Sozialreferat auf der Suche nach den 
Spuren und Auswirkungen der aktu­
ellen Politik: Wie zeigt sich die aktuelle 
Politik, wo wird sie greifbar und wie 
wird damit umgegangen, was sind die 
Erwartungen? Begegnungen mit Men­
schen, die am Rande der Gesellschaft 
leben, mit AktivistInnen und Journa­
listen, Hilfsorganisationen und mit 
staatlichen VertreterInnen und Künst­
lerInnen. 

Am Welttag der Flüchtlinge fand in 
San Egidio ein ökumenisches Gebet 
statt, bei dem auch die UNHCR-Be­
auftragte für MigrantInnen in Ungarn 

Ungarn von allen Seiten
Reisenachlese – Begegnungsreise nach Budapest – 19. bis 23. Juni 2019

und den benachbarten Ländern teil­
nahm und für Gespräche mit den Reise­
teilnehmerInnen zur Verfügung stand. 
Eine weitere Begegnung hatten wir mit 
der Staatssekretärin für Roma-Fragen. 
Ganz besonders liegen ihr Projekte für 
Säuglinge und Kleinkinder am Her­
zen. Wir hatten außerdem die Gelegen­
heit eine Kulturinitiative von und für 
Obdachlose kennenzulernen. Die Fra­
gen an uns als Publikum, waren rich­
tungsweisend. Wer hat schon einmal 
das Gespräch mit einem Obdachlo­
sen gesucht und ihn/sie kennengelernt? 
Oder was glauben wir, das Obdach­
lose brauchen? Wir informierten uns 
und diskutierten dort mit den Betrof­
fenen und einer Sozialarbeiterin über 
deren Situation. Von Gregor Mayer, 
dem Profil- und Standardkorrespon­
denten, erfuhren wir, dass der Groß­
teil der Medien in Fidesz-Hand ist und 

oppositionelle Zeitungen in Ungarn 
massiv unter Druck stehen. Regional­
zeitungen wurden aufgekauft und auf 
Linie gebracht. Sie müssen politische 
Berichte der Zentrale auf Punkt und 
Beistrich übernehmen. Für die Oppo­
sitionsparteien bedeutet das, dass sie 
in der öffentlichen Berichterstattung 
kaum zu Wort kommen. Außerdem 
sind sie zersplittert und ihre finanzielle 
Situation ist sehr klamm. 

Es gilt als BürgerIn aufmerksam 
zu sein auf die Veränderungen und 
ihre gesellschaftspolitischen Konse­
quenzen, um unsere sozialpolitischen 
und demokratischen Errungenschaften 
nicht unbedacht aufs Spiel zu setzen, 
hier wie dort!

Mag.a Lucia Göbesberger, 
Reisebegleitung und Leiterin Abteilung 
Gesellschaft & Theologie

Migration im Gespräch:
Aktivismus, Anti-Rassismus & soziale Gerechtigkeit

Wir laden ExpertInnen zum Thema Migration, Aktivismus und Sprache ein und tauschen uns gemeinsam mit ihnen 
über das brisante Thema Migration aus. BesucherInnen erhalten die Gelegenheit sich mit der renommierten Journalistin 
Susanne Scholl, der engagierten Politikerin Alev Korun und dem widerständigen Juristen Michael Genner auszutau-
schen, Fragen zu stellen und mehr zu erfahren über die Auswirkungen des politischen Diskurses auf das Miteinander und 
über die Auswirkungen des politischen Aktivismus und Anti-Rassismus auf österreichischer und europäischer Ebene. 

Termin: 
Fr., 18. Okt. 2019, 19 Uhr

Ort: 
Cardijn-Haus, 
Kapuzinerstr. 49, 4020 Linz

Um Anmeldung wird gebeten: 
sozialreferat@dioezese-linz.at
 (0732) 76 10-32 51iStock.com/DeepGreen



Folgende Bücher sind im Sozialreferat 
entlehnbar:

St. Mahlke (Hg.), A. Buitenhuis 
(Grafiken): Atlas der Globalisie
rung. Welt in Bewegung. Le Monde 
diplomatique/taz Verlags- und 
VertriebsgmbH, Berlin 2019, 191 
Seiten. 
Der neue Atlas der Globalisierung 
liefert wieder viele Tabellen und Gra­
fiken sowie Hintergrundtexte und 
erklärende Aufsätze zu folgenden 
Themenfeldern: Klimakrise und Welt­
ernährung (Einstürzende Eisberge, 
bedrohte Vielfalt, usw.), demogra­
fische Herausforderungen (Bevölke­
rungswachstum, alternde Gesellschaft, 
aber auch Probleme wie Adipositas, 
„Schwester Roboter“), Warenhandel 
weltweit (Technologiegiganten, Waf­
fen für die Welt, Börsen, Banken, 
Derivate) ungelöste Konflikte (Nah­
ost, China, System Putin), Flucht 
und Migration (Europas Grenzen, 
Migration und Geschlecht, Afrika 
in Bewegung, Religionen der Welt, 
Journalisten in Gefahr), Zukunft 
der Zivilgesellschaft, Demokratie in 
Gefahr. Eine interessante Sammlung 
zum Staunen, zum Nachdenken oder 
zum Verwenden im Unterricht.

H. Renz-Polster: Erziehung prägt 
Gesinnung. Wie der weltweite 
Rechtsruck entstehen konnte – 
und wie wir ihn aufhalten können. 
Kösel Verlag, München 2019, 314 
Seiten. 
Bisher gingen die Erklärungsmuster für 
das Aufkommen des Rechtspopulis­
mus in Richtung äußere Umstände wie 
Globalisierung, Wohlstandverliere­
rInnen und Abstieg des Mittelstandes. 
Der bekannte Kinderarzt Renz-Polster 
geht weiter und fragt: Wie konnte diese 
neue, fanatische Kälte nur entstehen? 
Er macht den immer noch häufig anzu­
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treffenden autoritären Erziehungsstil in 
unseren Familien und unserer Gesell­
schaft dafür verantwortlich. Wer rechte 
Tendenzen verhindern will, muss in 
die Kindheit schauen. In der Kindheit 
bildet sich der Maßstab, mit dem wir 
später durchs Leben gehen. Wie wir 
leben, wie wir unsere Beziehungen 
gestalten und vor allem wie wir unsere 
Kinder behandeln ist für unsere spätere 
Gesinnung verantwortlich. Die Über­
legungen des Autors beziehen sich  auf 
Deutschland, aber auch der Rechtspo­
pulismus in den USA (Trump) wird 
beleuchtet. Die Schlussfolgerungen 
betreffen nicht nur die beiden Staaten, 
sondern alle Länder mit einem Rechts­
populismusproblem.

P. M. Lingens: Die Zerstörung der 
EU. Deutschland als Sprengmeis
ter Österreich als Mitläufer. Falter 
Verlagsgesellschaft m.b.H., Wien 
2019, 192 Seiten. 
Es gibt einerseits eine hohe Zustim­
mung der Bevölkerung zur EU und 
andererseits wird die größte Krise seit 
Bestehen der EU konstatiert. Lingens 
macht für den Niedergang der EU die 
verfehlte Wirtschaftspolitik verant­
wortlich, die vor allem von Deutsch­
land vorangetrieben wurde. Diese 
strikte Sparpolitik Deutschlands wirkt 
sich auf den ganzen Euro-Raum negativ 
aus. Vor allem der Süden (Italien, Spa­
nien, Griechenland, aber auch Frank­
reich) leidet darunter. Dadurch, dass 
in Deutschland die Reallöhne weni­
ger steigen als die Produktivität, ver­
lieren die anderen Staaten Marktanteile 
und Deutschland kann sich als Export­
weltmeister feiern lassen. Das kann 
nicht gutgehen und ist einer der Treiber 
für das Aufkommen des Rechtspopu­
lismus und die große Zustimmung der 
EU-kritischen Parteien von der AfD 
über die FPÖ bis zu den Schweden­
demokraten. Lingens fordert daher 
eine „linke“ Wirtschaftspolitik, die 
nicht neomarxistisch, nicht antiliberal 
und auch nicht anti-marktwirtschaft­
lich ist, sondern „einfach“ vernünf­
tig, einsichtig für UnternehmerInnen 
und ArbeitnehmerInnen. Keine leichte 
Aufgabe.

Meine große 
Flugschuld

Unlängst habe ich das Alter erreicht, 
in dem man hilflos zusehen muss, wie 
aktuelle Teenies die Mode der eige­
nen Jugend als Retro-Trend recyceln. 
Ohne Absicht steigerte es mein Ent­
setzen über untote Moden auch noch, 
als ich eine junge Frau in Latzhose 
und Plateauschuhen fragte, ob man 
denn immer noch „Nirvana“ höre. 
„Hä? Asso, das T-Shirt. War beim 
H&M im Abverkauf.“ Au! Das saß. 
Es hilft nur, diese Ernüchterung posi­
tiv in Altersweisheit zu transformie­
ren. So predige ich dem jungen Licht 
der Welt eben, dass alles schon ein­
mal da war und dass wir alles damals 
schon gewusst haben. Das mit dem 
Umweltschutz zum Beispiel.

Ein Retro-Trend, den ich will­
kommen heiße, ist die Öko-Bewe­
gung. Wir wollten ja schon in den 
1990ern den Regenwald durch den 
Erwerb von Jutesäcken retten, aber 
leider ist uns die Karriere dazwischen 
gekommen. Meine dumme Genera­
tion fliegt nun mit Ryan Air zum Pol­
terabend nach Barcelona und zahlt 
dafür nicht mehr als für den ersten 
Kübel Sangria. Wenn wir Vierzigjäh­
rigen von unseren Reisen erzählen, 
ergibt sich automatisch ein närrischer 
Wettkampf der exotischsten Destina­
tionen. Ich gehe übrigens mit Belize, 
Bhutan und Eritrea ins Rennen, was 
bieten Sie?

Von Skandinavien kommt gerade 
der Begriff „Flugscham“ zu uns, 
damit könnten Sie mir meine ent­
setzliche CO2-Bilanz um die Ohren 
hauen. Bald wird es peinlich sein, 
sinnlos in der Welt herumzugurken. 
Passt! Bleiben wir zuhause! Die Welt 
habe ich schon gesehen, es gibt nichts 
Besseres als den Hallstättersee im 
August. Ich weiß das, weil ich auf 
allen Kontinenten nach Vergleich­
barem gesucht habe. So kann die 
heutige Jugend zuhause bleiben und 
unsere herrliche Landschaft bestau­
nen. Dafür schenke ich ihr zur Beloh­
nung meine alten Nirvana-Platten. 

Ihre Weinbergschnecke
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LAUDATO SI‘ Preis der Diözese Linz 2019: 

Ökofaire Feste
Einladung zur Preisverleihung

Fr., 4. Okt. 2019, 18.30 Uhr 

Bildungszentrum Maximilianhaus, Gmundner Straße 1b,
4800 Attnang-Puchheim

Festvortrag von Helga Kromp-Kolb 

„Klimakrise – Schöpfung in Gefahr“

Biofaires Buffet
Um Anmeldung wird gebeten: sozialreferat@dioezese-linz.at
 (0732) 76 10-32 51

„Als Christinnen und Christen glauben wir, dass der Schöpfer uns die Erde als Leihgabe zu treuen Händen 
anvertraut hat. In gutem Zustand sollen wir sie von Generation zu Generation weitergeben.“

Aus: Beschaffungsordnung der Diözese Linz 2017

Monatstreff Pax OÖ – Frieden im 
Dialog: Roma und Sinti –  
Vorurteile und Realität
Di., 24. Sept. 2019, 18.30 Uhr im 
Urbi @ Orbi, Bethlehemstraße 1a, 
4020 Linz, 
Referentin: Anna Luger-Stoica, Volks­
hilfe – Beratungsstelle „Amari-Buki“
Information und Anmeldung: 
 (0676) 87 76 60 00

Pax Christi Österreich Präsidium & 
Symposium Aktive Gewaltfreiheit
Fr., 27. bis So., 29. Sept. 2019 in der
Volkshochschule/ Wissensturm Linz & 
„Schule des Ungehorsams“ in der ehe­
maligen Tabakfabrik
„Etwas tun! Aber wie? Symposium zur 
aktiven Gewaltfreiheit aus Anlass von 
Gandhis 150. Geburtstag. Ein Beitrag 
zur Entpolarisierung.“
Information und Anmeldung:  
Volkshochschule Linz, Wissensturm, 
Kärntnerstraße 26, 4040 Linz,  
 (0732) 70 70 0
wissensturm@mag.linz.at
www.vhs.linz.at

Klimakrise - Schöpfung in Gefahr
Vortrag von Helga Kromp-Kolb am
Do., 3. Okt. 2019, 19 bis 21 Uhr, 
im Bildungshaus Schloss Puchberg, 
Puchberg 1, 4600 Wels
Kursbeitrag: 15 Euro (inkl. Imbiss)
Um Anmeldung wird gebeten:
 (07242) 475 37
puchberg@dioezese-linz.at

Migration im Gespräch:
Aktivismus, Anti-Rassismus & 
soziale Gerechtigkeit“
Fr., 18. Okt. 2019, 19 Uhr im 
Cardijn-Haus, Kapuzinerstr. 49,
4020 Linz
Näheres siehe Seite 6. 
Um Anmeldung wird gebeten: 
sozialreferat@dioezese-linz.at 
 (0732) 76 10-32 51

ksoe Innovation Lab 

Soziale Verantwortung
Lehrgang für ZukunftsgestalterInnen | Jänner 2020 – Jänner 2021

Gesellschaftliche Spaltung, soziale Ungleichheit, Klimakrise: Christinnen 
und Christen sind aufgefordert, Stellung zu beziehen und mutig zu handeln. 
Der neue kose-Lehrgang bietet sozial-ethische Orientirung, Inspiration durch 
lebbare Alternativen und viele hilfreiche Werkzeuge, um zukunftsfähige Initi-
ativen konkret umzusetzen. In einer internationalen, vielfältigen Gruppe wird 
gemeinsam experimentiert, geübt, reflektiert, gelernt ... 

... um eine menschenwürdige Welt zu gestalten, die 
auch für zukünftige Generationen lebenswert ist.

7 Module: Wien – Brüssel – Barcelona

Nähere Informationen: 
konstanze.pichler@ksoe.at | www.ksoe.at


